
Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftli-
chen Entwicklung: Ein Programm gegen Arbeitslosigkeit
Auszug: Programmpunkte 1-11

Programmpunkt 1: Steuersätze weiter senken, Integration von Einkommens- und Unterneh-
mensbesteuerung anstreben

Nach den Steuerreformstufen der Jahre 2004 und 2005 sind weitere Steuersatzsenkungen bei der
Einkommensteuer und den Unternehmensteuer angezeigt, wenn nachhaltig mehr Beschäftigung und
ein höheres Wachstum erreicht werden sollen. Bestehende Steuervergünstigungen sind abzubauen.

Mittelfristig ist eine grundsätzliche Entscheidung hinsichtlich der Integration der Unternehmensbesteu-
erung in die Einkommensteuer erforderlich.

Programmpunkt 2: Staatsaufgaben zu Gunsten privater Aktivitäten zurückführen und staatli-
che Ausgaben gleichzeitig in Richtung öffentlicher Investitionstätigkeit
umschichten

Mit einer Staatsquote von nahezu 50 v. H. leitet der Staat fast die Hälfte der gesamtwirtschaftlichen
Einkommen in seine Verfügungsgewalt um. Auch wenn es gute Gründe für staatliche Eingriffe gibt: In
einer Marktwirtschaft sollte private Aktivität Vorrang von staatlicher Aktivität haben. Effizienz wird
grundsätzlich eher durch über Märkte koordinierte private Entscheidungen erreicht als durch staatli-
ches Handeln. Die Staatsquote muss deshalb reduziert, die Staatsausgaben müssen zugleich um-
strukturiert werden:

− Trotz weitreichender Privatisierungstätigkeit in der Vergangenheit sind die Privatisierungspotenzi-
ale bei Bund, Ländern und Gemeinden noch nicht ausgeschöpft. Ein verstärkter Einsatz marktwirt-
schaftlicher Finanzierungsinstrumente ist anzustreben. Dazu gehören die beschlossene LKW-Maut
sowie die noch ausstehende Einführung von Studiengebühren.

− Subventionen sind zeitlich zu befristen und degressiv auszugestalten; Subventionskürzungen soll-
ten aus politökonomischen Überlegungen umfassend vorgenommen werden; Subventionsabbau
und Kürzung von Steuervergünstigungen sind Hand in Hand mit Steuersatzsenkungen vorzuneh-
men.

− Die Rückführung der Staatsquote sollte mit einer Umschichtung der Ausgabenstruktur zu Gunsten
der öffentlichen Investitionen, insbesondere im Verkehrsbereich und in Bildung und Wissenschaft,
gekoppelt werden.

Programmpunkt 3: Staatliche Verschuldung senken bedeutet Wachstumskräfte stärken und
zukünftige Generationen entlasten

Langfristig führt eine Rückführung der Staatsverschuldung auf einen höheren Wachstumspfad; das
Einkommen je Einwohner der inländischen Bevölkerung nimmt zu. Wenn, wovon auszugehen ist, die
Wachstumsrate unter dem Kapitalmarktzins für langfristige Staatsanleihen liegt, ermöglichen niedrige-
re Staatsschulden Steuersenkungen in der Zukunft. Dies entlastet die zukünftigen Generationen. Die
Konsolidierung der öffentlichen Haushalte und eine wachstumsorientierte Finanzpolitik sind zwei Sei-
ten ein oder derselben Medaille.

Programmpunkt 4: Elemente eines Wachstumsprogramms für Ostdeutschland
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Leitmotiv für eine „Wachstumsstrategie Ost“ muss eine angebotsseitige Verbesserung der Standort-
bedingungen sein. Essentielle Bestandteile eines solchen Programms sind:

− ein weiterer Ausbau der öffentlichen Infrastruktur, insbesondere im Verkehrsbereich; dazu zählen
die beschleunigte Fertigstellung überregionaler Neubaustrecken ebenso wie eine Verbesserung
der Straßenverkehrsinfrastruktur im Bereich der Städte und Gemeinden; die im Rahmen des Soli-
darpakts II vorgesehenen Mittel sollten zielorientiert für den Ausbau der kommunalen Infrastruktur
in potenziellen Wachstumszentren verwendet werden; in den „Fortschrittsberichten Aufbau Ost“
sind die Maßnahmen zum Abbau der noch bestehenden Infrastrukturlücken zu dokumentieren;

− die Stärkung der privaten Investitionstätigkeit; die allgemeinen Investitionszulagen nach dem In-
vestitionszulagengesetz sollten allerdings auslaufen zu Gunsten der Förderung von Innovations-
netzwerken sowie von einzelfallbezogenen Investitionshilfen im Rahmen der Gemeinschaftsaufga-
be „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“;

− eine beschäftigungsorientierte Lohnpolitik der Tarifvertragsparteien; die alarmierende Beschäfti-
gungssituation in den neuen Bundesländern kann sich nur verbessern, wenn der Prozess der
Lohnangleichung zwischen Ostdeutschland und Westdeutschland ausgesetzt und an die unter-
schiedliche Produktivitätsentwicklung angepasst wird.

Programmpunkt 5: Den Grenzabgabensatz für Arbeit senken

Der hohe Grenzsteuer- und Grenzbeitragssatz auf das Arbeitseinkommen verringert aus der Sicht der
Arbeitnehmer die Arbeitsanreize und wirkt aus der Sicht der Unternehmen wie eine Steuer auf den
Faktor Arbeit, die systematisch die Nachfrage nach Arbeitskräften schwächt. Der hohe Grenzabga-
bensatz ist deshalb zu reduzieren.

Programmpunkt 6: Lohnanhebungen unterhalb der Zuwachsrate der Arbeitsproduktivität hal-
ten

Die Tarifvertragsparteien müssen ihren Beitrag leisten, um die Nachfrage nach Arbeitskräften zu stär-
ken. In einer unterbeschäftigten Volkswirtschaft müssen die Lohnanhebungen real unterhalb der Zu-
wachsrate der Arbeitsproduktivität bleiben. Bei der Reallohnberechnung sind nicht die Konsumenten-
preise, sondern die Produzentenpreise maßgebend.

Programmpunkt 7: Das Arbeitslosengeld wieder auf zwölf Monate befristen

Eine kürzere Bezugsdauer des Arbeitslosengelds – wie dies bis Mitte der achtziger Jahre der Fall
war – erhöht die Anreize zur Arbeitsaufnahme und entlastet den Faktor Arbeit durch eine Senkung der
Beiträge zur Arbeitslosenversicherung. Dies stärkt die Nachfrage nach Arbeitskräften und verringert
dadurch die Arbeitslosigkeit.

Programmpunkt 8: Arbeitslosenhilfe in die Sozialhilfe integrieren

Die Zusammenlegung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe senkt die fiskalischen Kosten, führt zu Effi-
zienzgewinnen und erhöht die Arbeitsanreize.

Programmpunkt 9: Mehr Beschäftigung im Niedriglohnbereich erfordert eine Reform der
Struktur der Sozialhilfe

Um den Anreiz zu erhöhen, aus der Sozialhilfe auf den ersten Arbeitsmarkt zu wechseln, sollte der
Regelsatz für arbeitsfähige Bezieher von Sozialhilfe abgesenkt werden – im Gegenzug werden diesen
Leistungsbeziehern größere Anteile des am Markt verdienten Arbeitseinkommen als bisher belassen.
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Diejenigen, die auf dem ersten Arbeitsmarkt keine Stelle finden können, müssen ihre Arbeitskraft
kommunalen Beschäftigungsagenturen zur Verfügung stellen, um das bisherige Leistungsniveau zu
erhalten.

Programmpunkt 10: Mehr Flexibilität – Verantwortung der Tarifvertragsparteien

Die Tarifvertragsparteien schaffen mehr Flexibilität in den Arbeitsverträgen, vor allem beim Arbeitsent-
gelt, indem Verfahren etabliert werden, nach denen Betriebe vom Flächentarifvertrag abweichen kön-
nen, etwa durch variable Lohnkomponenten mit Gewinnbeteiligung und durch Abkommen, bei denen
die Sicherheit des Arbeitsplatzes berücksichtigt wird (Öffnungsklauseln für effiziente Arbeitsverträge).
Sie sollten auch verstärkt Einsteigertarife für Arbeitslose einrichten.

Programmpunkt 11: Gesetzliche Regelungen im Interesse dezentraler Lohnfindung ändern

Die gesetzlichen Regelungen werden in zentralen Punkten geändert, um die rechtlichen Vorausset-
zungen für eine dezentrale Lohnfindung zu schaffen. Beim Günstigkeitsprinzip ist die Arbeitsplatzsi-
cherheit explizit zu berücksichtigen, die Sperrwirkung von § 77 Absatz 3 Betriebsverfassungsgesetz für
nicht tarifgebundene Unternehmen ist aufzuheben.

Programmpunkt 12: Die Möglichkeiten befristeter Arbeitsverträge erweitern – Kündigungs-
schutz weniger stringent gestalten

Der Gesetzgeber sollte rechtlich mehr Möglichkeiten schaffen, befristete Arbeitsverträge von längerer
Dauer, etwa von vier Jahren, zu erlauben und dies nicht an die Zustimmung der Tarifvertragsparteien
binden.

Bei der Gestaltung des Kündigungsschutzes ist zu berücksichtigen, dass der Kündigungsschutz den
Einstieg der Arbeitslosen in die Beschäftigung erschwert. Er sollte weniger stringent gestaltet werden,
um die Beschäftigungschancen der Arbeitslosen zu verbessern. Die Kriterien der Sozialauswahl sollten
klarer gefasst werden. Es sollte gesetzlich die Möglichkeit geschaffen werden, bei Neueinstellungen
freiwillig Abfindungsregelungen unter Verzicht auf Kündigungsschutz für den Fall einer späteren be-
triebsbedingten Kündigung zu vereinbaren. Die Lockerung des Kündigungsschutzes sollte von Betrie-
ben bis zu fünf Mitarbeitern auf Betriebe bis zu zwanzig Mitarbeitern ausgedehnt werden.

Das komplette Gutachten kann von den Internetseiten des Sachverständigenrates heruntergeladen
werden: http://www.sachverstaendigenrat-wirtschaft.de

Nach: Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung: Jahresgutachten 2002/2003
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